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Aufnahme von Breitband-Internetanschlüssen in den Universaldienst 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Auf einer Podiumsdiskussion zur Zukunft der strukturschwachen und länd- 
lichen Räume am 4. April 2011 kündigte der Bundestagsabgeordnete Albert 
Rupprecht (CDU/CSU) an, die Fraktion der CDU/CSU werde in Kürze einen 
Antrag vorlegen, der, sich am Beispiel der Post orientierend, von Intemet- 
anbietem „eine Universaldienstverpflichtung fordert“. Damit solle gewährleis- 
tet werden, dass alle Haushalte eine Datenleitung mit mindestens 1 6 Megabit 
pro Sekunde erhalten (vgl. www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2011/ 
34002777_kwl4_pa_regionale_wirtschaftspolitik_3/). 

Die Fraktion DIE LINKE, fordert bereits seit Jahren, Breitbandanschlüsse in 
den Katalog des gesetzlich garantierten Universaldienstes aufzunehmen, da- 
mit auch Menschen in ländlichen Räumen einen Rechtsanspruch auf Intemet- 
anschlüsse bekommen. 

In anderen Bereichen - etwa bei der Post oder bei regulären Telefonanschlüs- 
sen — ist ein solcher gesetzlicher Anspruch bereits festgeschrieben. Dabei ist 
gewährleistet, dass gegebenenfalls die Unternehmen die Kosten der flächen- 
deckenden Versorgung tragen müssen. So wird verhindert, dass private Unter- 
nehmen sich auf das gewinnbringende Geschäft in Ballungszentren kon- 
zentrieren und die Versorgung in dünn besiedelten - und entsprechend kosten- 
intensiveren - Gebieten von der öffentlichen Hand übernommen werden 
muss. Dieser Mechanismus - dass die Versorgung in ländlichen Räumen aus 
den Gewinnen in Ballungszentren quersubventioniert wird - ist ein Kem- 
bestandteil des Universaldienstes. 

Nichtsdestotrotz wurde in der europäischen Universaldienstrichtlinie fest- 
geschrieben, dass den Nationalstaaten zwar eine Ausweitung des Universal- 
dienstes auf neue Bereiche (z. B. Breitbandanschlüsse) freisteht, zu deren 
Finanzierung aber nicht die Unternehmen herangezogen werden dürfen. Be- 
reits im Februar 2008 forderte die Fraktion DIE LINKE, deshalb die Bundes- 
regierung in einem Antrag auf, auf europäischer Ebene unverzüglich darauf 
hinzuwirken, dass in Artikel 32 der Universaldienstrichtlinie (Richtlinie 2002/ 
22/EG) der entsprechende zweite Halbsatz gestrichen wird, der den Mitglied- 
staaten verbietet, den Universaldienst auszuweiten, wenn dabei Unternehmen 
zur Finanzierung herangezogen werden (vgl. Bundestagsdrucksache 16/8195). 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie vom 
2. Mai 2011 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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1. Wird sich die Bundesregierung für eine Universaldienstverpflichtung zur 
Bereitstellung von Breitband-Intemetanschlüssen einsetzen? 

Die Bundesregierung setzt sich für eine soweit wie möglich marktgetriebene 
Lösung beim Ausbau der Breitbandnetze ein. In Gebieten, in denen aufgrund 
fehlender Wirtschaftlichkeit keine ausreichende Versorgung über den Markt 
erfolgt, werden gegenwärtig bereits weitergehende Maßnahmen (z. B. Informa- 
tion und Beratung, Fördermaßnahmen) durchgeführt. Derzeit wird im Zusam- 
menhang mit den parlamentarischen Beratungen zur Novelle des Telekommu- 
nikationsgesetzes (TKG) geprüft, inwieweit die bisherigen Maßnahmen zur 
Förderung einer flächendeckenden Versorgung der Bevölkerung mit Breitband- 
diensten ausreichen und was gegebenenfalls zusätzlich in Angriff genommen 
werden soll. 


2. Hat die Bundesregiemng ihre ablehnende Haltung gegenüber der Auswei- 
tung des Universaldienst-Kataloges auf Breitband-Intemetanschlüsse auf- 
gegeben? 

Wie bewertet die Bundesregierang den Vorschlag von Bürgerinitiativen, 
vom Verbraucherzentrale Bundesverband e. V. und vielen anderen, Breit- 
bandanschlüsse in den Katalog des Universaldienstes aufzunehmen, und 
wie begründet die Bundesregierung ihre Position? 

Zwischenzeitlich wurden bedeutende Fortschritte beim Ausbau der flächen- 
deckenden Breitbandgrundversorgung erreicht. Zu Jahresbeginn 2011 war für 
rund 98,5 Prozent der Haushalte ein Breitbandanschluss mit mindestens 1 Mbit/s 
verfügbar. Insbesondere der Ausbau der mobilen LTE-Technologie (LTE — Long 
Term Evolution) wird nach Angaben der Mobilfunknetzbetreiber noch in diesem 
Jahr in den noch bestehenden Versorgungslücken in ländlichen Gebieten zu 
einer Breitbandgrundversorgung (> 1 Mbit/s) führen. Nicht zuletzt aufgrund der 
bereits erreichten Ausbaufortschritte sind mögliche weitere Maßnahmen gründ- 
lich zu prüfen. 


3. Hat die Bundesregierung seit dem entsprechenden Antrag der Fraktion 
DIE LINKE, vor mehr als drei Jahren (Bundestagsdracksache 16/8195) 
etwas unternommen, um auf europäischer Ebene darauf hinzuwirken, dass 
in Artikel 32 der Universaldienstrichtlinie (Richtlinie 2002/22/EG) der 
zweite Halbsatz (Wortlaut: „ohne dass in einem solchen Fall jedoch ein 
Entschädigungsverfahren mit Beteiligung bestimmter Unternehmen vorge- 
schrieben werden darf 1 ) gestrichen wird, damit die Unternehmen - wie 
auch sonst üblich - zur Finanzierung eines auf Breitbandanschlüsse erwei- 
terten Universaldienstes verpflichtet werden können? 

Wenn ja, was und mit welchem Ergebnis? 

Wenn nein, warum nicht? 

Das Initiativrecht für Legislativvorschläge liegt bei der Europäischen Kommis- 
sion. Artikel 32 der Universaldienstrichtlinie war bislang auf europäischer 
Ebene kein Gegenstand nachhaltiger Diskussionen. 


4. Wird die Bundesregierung in Zukunft etwas unternehmen, um auf euro- 
päischer Ebene daraufhinzuwirken, dass in Artikel 32 der Universaldienst- 
richtlinie (Richtlinie 2002/22/EG) der genannte zweite Halbsatz gestrichen 
wird? 

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist nicht absehbar, ob die Europäische Kommis- 
sion eine Änderung der Universaldienstrichtlinie erwägt. 
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5. War der genannte zweite Halbsatz des Artikels 32 der Universaldienst- 
richtlinie von Anfang an in den ersten Entwürfen der Richtlinie enthalten 
oder wurde er erst im Laufe des europäischen Gesetzgebungsverfahrens 
zur später verabschiedeten Richtlinie 2002/22/EG eingeführt? 

Die materielle Regelung des zweiten Halbsatzes des Artikels 32 der Universal- 
dienstrichtlinie war von Anfang an im ersten Kommissionsentwurf der Rege- 
lung enthalten, dort jedoch noch als Artikel 28 des Vorschlages (vgl. Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften C 365 E/249 vom 19. Dezember 2000) und 
mit folgendem Wortlaut: „Die Mitgliedstaaten können zusätzlich zu den Uni- 
versaldienstverpflichtungen nach Kapitel II nach eigenem Ermessen weitere 
Dienste in ihrem Hoheitsgebiet öffentlich zugänglich machen, ohne in einem 
solchen Fall jedoch ein Entschädigungsverfahren mit Beteiligung bestimmter 
Unternehmen, Betreiber oder Diensteanbieter vorzuschreiben.“ 


6. Wie hat sich die Bundesregierung seinerzeit (vor der Verabschiedung der 
Universaldienstrichtlinie) bei der Diskussion um die später verabschiedete 
Richtlinie 2002/22/EG zum Wortlaut des heutigen Artikels 32 der Richt- 
linie positioniert? 

7. Wie beurteilt die Bundesregierung den genannten zweiten Halbsatz des 
Artikels 32 der Universaldienstrichtlinie (Richtlinie 2002/22/EG), welchen 
Sinn hat dieser Halbsatz nach Ansicht der Bundesregierung, und wie be- 
gründet die Bundesregiemng ihre Position? 

Die Fragen 6 und 7 werden im Zusammenhang beantwortet. 

Artikel 32 der Universaldienstrichtlinie ist vor dem Hintergrund zu verstehen, 
dass der Universaldienst gemeinschaftsrechtlich auf Sicherung der Grundver- 
sorgung angelegt ist. Über die Grundversorgung hinausgehende Verpflichtun- 
gen wären aus Steuergeldern zu finanzieren. Die Richtlinie definiert die Grund- 
versorgung im Zusammenhang mit Breitband nicht. 
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